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Privatisierung der Bundesbahnen 


Vorbemerkung 

Der Bericht der von der Bundesregierung eingesetzten Regie- 
rungskommission Bundesbahn kommt zu dem Ergebnis, daß Ur- 
sache für den Rückgang des Verkehrs an teils der Bundeseisen- 
bahnen am Verkehrsmarkt insgesamt sowie für ihre schlechte 
wirtschaftliche Situation der Umstand ist, daß die Bahnen als be- 
hördlich organisierter Teil der staatlichen Verwaltung nicht in der 
Lage sind, den Anforderungen des Verkehrsmarktes im Hinbhck 
auf Flexibilität und Leistungsfähigkeit gerecht zu werden. 


1. Sieht die Bundesregierung ihre Aufgabenstellung von 1989 durch 
die Tätigkeit der Regierungskommission als erfüllt an? 

Wenn ja, wie beurteilt sie dann die Tatsache, daß entgegen kauf- 
männischer Gepflogenheiten zur Entscheidungsfindung keine 
Variantenvergleiche imtemommen wurden, daß ausschließlich die 
vollständige Privatisierung als Sanierungsmodell das Ergebnis der 
dreijährigen Tätigkeit der Kommission ist? 


Die Bundesregierung betrachtet den Auftrag der Regierungskom- 
mission Bundesbahn durch den vorgelegten Bericht als erfüllt. 

Unzutreffend ist, daß die Regierungskommission Bundesbahn 
keine Variantenvergleiche vorgenommen habe. Der Bericht ist 
vielmehr das Ergebnis der Untersuchung verschiedener Modelle 
einer Strukturreform. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers für Verkehr vom 28. Januar 
1 992 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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2. Wird die Bundesregierung gegebenenfalls andere Varianten durch 
andere Fachleute untersuchen lassen, oder bleibt der Bericht der 
Kommission einzige Entscheidungsgrundlage? 

3. Inwieweit gedenkt die Bundesregierung Betroffene und Partner in 

die Entscheidungsfindung einzubeziehen? / 

Sind insbesondere Verhandlungen und Gespräche mit dem Deut- 
schen Beamtenbund und den Eisenbahngewerkschaften vorge- 
sehen? 

Wenn ja, welchen Stellenwert mißt die Bundesregierung diesen 
Organisationen zu? 


Die Bundesregierung wird die Vorschläge zur Strukturreform der 
Bahn prüfen. 

Die Bedeutung, die die Bundesregierung der Beteiligung aller 
relevanten gesellschaftlichen, politischen und sozialen Gruppen 
bei der Strukturreform beimißt, kommt bereits in der Zusammen- 
setzung der Regierungskommission Bundesbahn zum Ausdruck. 
Entsprechend der Zusage des Bundesministers für Verkehr wird 
die Bundesregierung die Strukturreform in ständigem Kontakt mit 
diesen beteiligten Gruppen entwickeln. 


4. Wie gedenkt die Bundesregierung vor der Entscheidung über die 
Bahnsanierung die Chancengleichheit aller Verkehrsträger herzu- 
stellen, die ja wohl auch nach Meinung der Kommission wesent- 
liche Voraussetzung für das Gelingen der Reform der Bahnen ist? 


Auch die Frage der Chancengleichheit gehört zu den von der 
Bundesregierung zu prüfenden Fragen. Gleiche Chancen für die 
Bahn im Wettbewerb sollen gerade durch eine Strukturreform der 
Bahn hergestellt werden. Denn in ihrer heutigen behördlichen 
Struktur ist die Bahn nicht in der Lage, im Wettbewerb mit ihren 
privatwirtschaftlich organisierten Konkurrenten zu bestehen. 


5, Glaubt die Bundesregierung, daß eine Entscheidung zur Reform der 
Bahnen losgelöst von einem ganzheitlichen neuen Verkehrs- 
konzept tragfähig sein kann? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, bei gesamtgesellschaftlichen Pro- 
blemstellungen, wie es das Verkehrsproblem ist, ökologische Erfor- 
dernisse vor ökonomische Sachzwänge zu stellen? 

Wenn ja, wie vereinbart sich das mit der ausschließlichen Sicht der 
Kommission nach kaufmännischer Führung des Unternehmens 
Bahn? 


Die Bahnreform ist Bestandteil einer Gesamtverkehrskonzeption, 
so wie sie der Bundesminister für Verkehr mit der „Verkehrspoli- 
tik der 90er Jahre'' im September 1990 vorgelegt hat. Im Rahmen 
dieser Konzeption soll eine leistungsfähige und flexible Bahn der 
Zukunft als Partner sowie als Wettbewerber der anderen Ver- 
kehrsträger wesentliche Transportaufgaben übernehmen. Damit 
soll - gerade auch zum Schutz der Umwelt — einer der umwelt- 
freundlichsten Verkehrsträger gestärkt werden. 

Zu dieser Zielsetzung steht nach Auffassung der Regierungskom- 
mission Bundesbahn eine nach kaufmännischen Grundsätzen ge- 
führte Bahn nicht im Widerspruch. Vielmehr ist dies Ausdruck der 
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klaren Trennung von staatlichen und unternehmerischen Auf- 
gaben, die sowohl für eine effektive Erfüllung der staathchen Auf- 
gaben durch die jeweilige staathche Ebene (dies können auch 
Länder oder Gemeinden sein) als auch für die Herstellung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Bahn (vgl. Antwort zu Frage 4) erfor- 
derlich ist. 


7. Welche möglichen Konsequenzen wird die Überführung der Bah- 
nen in eine Aktiengesellschaft hinsichtlich einer weiteren Stille- 
gung von unrentablen, das heißt, keinen Gewinn bringenden, 
Streckenabschnitten haben? 

8. Wie würde sich die Verwirklichung dieses Konzepts insbesondere 
auf die Entwicklung des ÖPNV in den neuen Bundesländern aus- 
wirken? 

9. Wie schätzt die Bundesregierung die möghchen Auswirkungen der 
Realisierung der Vorschläge der Kommission hinsichtlich neuer Be- 
lastungen für die Länder und Kommunen ein? 

Wie stellt sich die Bundesregierung eine Umverteilung der Mittel 
zur ausreichenden finanziellen Ausstattung der Gemeinden und 
Länder vor? 


Nach den Vorstellungen der Regierungskommission Bundesbahn 
wird es keine Streckenstillegungen geben, soweit die einzelnen 
Regionen einen Schienenverkehr wünschen und bestellen. Die 
Länderverkehrsministerkonferenz hat sich auf ihrer Sitzung am 
16. /17. Oktober 1991 in Potsdam grundsätzlich positiv zur Regio- 
nalisierung des Schienenpersonennahverkehrs geäußert, wobei 
die Bundesländer allerdings eine angemessene Finanzausstattung 
erwarten. Der Gesamtkomplex wird ebenfalls Gegenstand der 
Gespräche zur Verwirklichung der Bahnreform zwischen Bund 
und Ländern sein. 


10. Inwieweit wäre bei Verwirklichung der Vorstellungen der Bahn der 
Verfassungsauftrag nach parlamentarischer Kontrolle über die Ent- 
wicklung des Eisenbahnverkehrs möglich? 


Nach der Verfassungsordnung des Grundgesetzes kann das Par- 
lament einen zu kontrollierenden Ordnungsrahmen vorgeben, 
innerhalb dessen privatwirtschaftliche Initiativen möglich sind. 
Dies gilt auch für den Verkehrsbereich. 
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